
URTEIL VOM 12. 10. 1995 — RECHTSSACHE C-242/94 

URTEIL DES GERICHTSHOFES (Sechste Kammer) 

12. Oktober 1995 * 

In der Rechtssache C-242/94 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch den Rechtsbe­
rater Dimitrios Gouloussis und durch F. Enrique Gonzalez Diaz, Juristischer 
Dienst, als Bevollmächtigte, Zustellungsbevollmächtigter: Carlos Gómez de la 
Cruz, Juristischer Dienst, Centre Wagner, Luxemburg-Kirchberg, 

Klägerin, 

gegen 

Königreich Spanien, vertreten durch Alberto José Navarro González, Leiter der 
Generaldirektion für die rechtliche und institutionelle Koordinierung in Gemein­
schaftsangelegenheiten, und durch Abogado del Estado Gloria Calvo Diaz, Juristi­
scher Dienst für Verfahren vor dem Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaf­
ten, als Bevollmächtigte, Zustellungsanschrift: Spanische Botschaft, 4—6, 
boulevard Emmanuel Servais, Luxemburg, 

Beklagter, 

wegen Feststellung, daß das Königreich Spanien gegen seine Verpflichtungen aus 
dem EG-Vertrag verstoßen hat, indem es nicht die erforderlichen Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften erlassen hat, um der Zweiten Richtlinie 90/619/EWG des 

* Verfahrenssprache: Spanisch. 
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Rates vom 8. November 1990 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften für die Direktversicherung (Lebensversicherung) und zur Erleichte­
rung der tatsächlichen Ausübung des freien Dienstleistungsverkehrs sowie zur 
Änderung der Richtlinie 79/267/EWG (ABl. L 330, S. 50) nachzukommen, oder 
diese der Kommission nicht mitgeteilt hat, 

erläßt 

DER GERICHTSHOF (Sechste Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten G. Hirsch in Wahrnehmung der Aufga­
ben des Präsidenten, der Richter G. F. Mancini (Berichterstatter), F. A. Schockwei­
ler, J. L. Murray und H. Ragnemalm, 

Generalanwalt: C. O. Lenz 
Kanzler: R. Grass 

aufgrund des Berichts des Berichterstatters, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 13. Juli 
1995, 

folgendes 

Urteil 

1 Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat mit Klageschrift, die am 6. 
September 1994 in das Register der Kanzlei des Gerichtshofes eingetragen worden 
ist, gemäß Artikel 169 EG-Vertrag Klage erhoben auf Feststellung, daß das König­
reich Spanien gegen seine Verpflichtungen aus dem EG-Vertrag verstoßen hat, 
indem es nicht die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften erlassen 
hat, um der Zweiten Richtlinie 90/619/EWG des Rates vom 8. November 1990 zur 
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Koordinierung der Rechts- und VerwaltungsVorschriften für die Direktversiche­
rung (Lebensversicherung) und zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des 
freien Dienstleistungsverkehrs sowie zur Änderung der Richtlinie 79/267/EWG 
(ABl. L 330, S. 50) nachzukommen, oder diese der Kommission nicht mitgeteilt 
hat. 

2 Gemäß Artikel 30 Absatz 1 der Richtlinie 90/619 des Rates haben die Mitgliedstaa­
ten binnen 24 Monaten nach der Bekanntgabe der Richtlinie, die am 20. November 
1990 stattfand, die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um der Richtlinie nach­
zukommen, und dies der Kommission unverzüglich mitzuteilen. 

3 Nachdem die Kommission vom Königreich Spanien nicht über die Umsetzung der 
Richtlinie in das innerstaatliche Recht unterrichtet worden war, sandte sie ihm am 
21. Dezember 1992 ein Aufforderungsschreiben. Da dieses Schreiben unbeantwor­
tet blieb, richtete sie am 15. Februar 1994 eine mit Gründen versehene Stellung­
nahme an das Königreich Spanien, das darin aufgefordert wurde, der Richtlinie 
innerhalb von zwei Monaten nachzukommen. Auch hierauf reagierte das König­
reich Spanien nicht. Die Kommission hat daraufhin die vorliegende Klage erhoben. 
In ihrer Klageschrift erinnert sie daran, daß eine Richtlinie gemäß Artikel 189 EG-
Vertrag hinsichtlich des zu erreichenden Zieles für jeden Mitgliedstaat verbindlich 
sei. 

4 Die spanische Regierung macht geltend, daß ein Gesetzentwurf zur Umsetzung 
der Richtlinie 90/619 des Rates in Vorbereitung sei. Überdies seien von der Gene­
raldirektion für Versicherungen in einem „Protokoll" enthaltene Verwaltungsvor­
schriften erlassen worden, mit denen die praktische Anwendung der Richtlinie 
90/619 bereits vor ihrer formellen Umsetzung in das spanische Recht gewährleistet 
werden solle. 
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5 Dazu ist zunächst festzustellen, daß das Königreich Spanien die Richtlinie 
90/619 nicht innerhalb der darin festgelegten Frist umgesetzt hat. 

6 Weiter ist daran zu erinnern, daß nach ständiger Rechtsprechung bloße Verwal­
tungspraktiken, die die Verwaltung naturgemäß beliebig ändern kann und die nur 
unzureichend bekannt sind, nicht als eine wirksame Erfüllung der Verpflichtung 
angesehen werden können, die den Mitgliedstaaten, an die eine Richtlinie gerichtet 
ist, aus Artikel 189 des Vertrages erwächst (vgl. Urteil vom 26. Januar 1994 in der 
Rechtssache C-381/92, Kommission/Irland, Slg. 1994, I-215, Randnr. 7). 

7 Es ist daher festzustellen, daß das Königreich Spanien gegen seine Verpflichtungen 
aus dem EG-Vertrag verstoßen hat, indem es nicht fristgemäß die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft gesetzt hat, um der Zweiten Richt­
linie 90/619/EWG des Rates vom 8. November 1990 zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Direktversicherung (Lebensversiche­
rung) und zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des freien Dienstlei­
stungsverkehrs sowie zur Änderung der Richtlinie 79/267/EWG nachzukommen. 

Kosten 

8 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur Tra­
gung der Kosten zu verurteilen. Da das Königreich Spanien mit seinem Vorbringen 
unterlegen ist, sind ihm die Kosten aufzuerlegen. 
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Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Sechste Kammer) 

für Recht erkannt und entschieden: 

1) Das Königreich Spanien hat gegen seine Verpflichtungen aus dem 
EG-Vertrag verstoßen, indem es nicht fristgemäß die erforderlichen Rechts­
und Verwaltungsvorschriften in Kraft gesetzt hat, um der Zweiten Richtli­
nie 90/619/EWG des Rates vom 8. November 1990 zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Direktversicherung (Lebens­
versicherung) und zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des freien 
Dienstleistungsverkehrs sowie zur Änderung der Richtlinie 79/267/EWG 
nachzukommen. 

2) Das Königreich Spanien trägt die Kosten des Verfahrens. 

Hirsch Mancini Schockweiler 

Murray Ragnemalm 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 12. Oktober 1995. 

Der Kanzler 

R. Grass 

Für den Präsidenten 

G. Hirsch 

Kammerpräsident 
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